I. Änderung der Verfassung
	Jetzige Fassung
	Änderungsvorschläge AG Demokratie

	Artikel 78 - Verfassungsänderungen
(1)  …

(2) Verfassungsändernde Gesetze bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtages.

(3) …
	Artikel 78 - Verfassungsänderungen
unverändert

(2) Eine Verfassungsänderung kommt dadurch zustande, dass der Landtag sie mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder beschließt und das Volk in einem Verfassungsreferendum mit der Mehrheit der Abstimmenden zustimmt. 

unverändert

	
	Artikel 80a – Einwohnerinitiative

(1) Einwohner haben das Recht, mittels einer Einwohnerinitiative die ständigen Ausschüsse des Landtages im Rahmen ihrer Entscheidungszuständigkeiten mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung, die das Land Sachsen-Anhalt betreffen, zu befassen.

(2) Die Initiative muss von mindestens 1 000 Einwohnern des Landes Sachsen-Anhalt, die mindestens das 14. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein. Ihre Vertreter haben das Recht auf Anhörung in den zuständigen Ausschüssen.

	Artikel 80 – Volksinitiative

(1) Bürger haben das Recht, den Landtag mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung zu befassen, die das Land Sachsen-Anhalt betreffen. Eine Volksinitiative kann auch einen mit Gründen versehenen Gesetzentwurf zum Inhalt haben.

(2) Eine Volksinitiative muß von mindestens 30 000 Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Ihre Vertreter haben das Recht, angehört zu werden.

(3) Das Nähere regelt ein Gesetz.
	Artikel 80b – Volksinitiative

(1) Bürger haben das Recht, den Landtag durch eine Volksinitiative mit bestimmten Gegenständen der politischen Willensbildung zu befassen, die das Land Sachsen-Anhalt betreffen. Eine Volksinitiative kann auch einen mit Gründen versehenen Gesetzentwurf zum Inhalt haben.

(2) Eine Volksinitiative muss von mindestens 10 000 Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Ihre Vertreter haben das Recht, im Landtag angehört zu werden. An einer Volksinitiative, deren Gegenstand vornehmlich Jugendliche betrifft, können sich abweichend von Satz 1 auch Jugendliche mit Vollendung des 14. Lebensjahres beteiligen, wenn sie ihren Wohnsitz seit mindestens drei Monaten im Land Sachsen-Anhalt haben.

(3) unverändert

	Artikel 81 - Volksbegehren, Volksentscheid

(1) Ein Volksbegehren kann darauf gerichtet werden, ein Landesgesetz zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben. Dem Volksbegehren muß ein ausgearbeiteter, mit Gründen versehener Gesetzentwurf zugrunde liegen. Haushaltsgesetze, Abgabengesetze und Besoldungsregelungen können nicht Gegenstand eines Volksbegehrens sein. Das Volksbegehren muß von mindestens neun vom Hundert der Wahlberechtigten unterstützt werden.

(2) …

(3) Nimmt der Landtag den Gesetzentwurf nicht innerhalb von vier Monaten unverändert an, findet nach mindestens drei und höchstens sechs Monaten nach Ablauf der Frist oder dem Beschluß des Landtages, den Entwurf nicht als Gesetz anzunehmen, über den Gesetzentwurf ein Volksentscheid statt. Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mindestens jedoch ein Viertel der Wahlberechtigten zugestimmt hat.

(4) Der Landtag kann dem Volk einen eigenen Gesetzentwurf zum Gegenstand des Volksbegehrens zur Entscheidung mit vorlegen. In diesem Fall entscheidet über die Annahme die Mehrheit der gültigen abgegebenen Stimmen.

(5) Die Verfassung kann auf Grund eines Volksbegehrens nur geändert werden, wenn zwei Drittel derjenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, mindestens jedoch die Hälfte der Wahlberechtigten zustimmen.

(6) …
	Artikel 81 - Volksbegehren, Volksentscheid

(1) Ein Volksbegehren kann darauf gerichtet werden, ein Landesgesetz zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben. Gegenstand eines Volksbegehrens kann auch eine Änderung der Landesverfassung sein. Dem Volksbegehren muss ein ausgearbeiteter, mit Gründen versehener Gesetzentwurf zugrunde liegen. Haushaltsgesetze (…) und Besoldungsregelungen können nicht Gegenstand eines Volksbegehrens sein. Haushaltsrelevante Gesetze sind zulässig, wenn ihre finanziellen Auswirkungen 1,5 v.H. des Gesamtvolumens des aktuellen Haushaltsplans nicht überschreiten. Das Volksbegehren muss von mindestens 100.000 Wahlberechtigten unterstützt werden.

(2) unverändert

(3) Nimmt der Landtag den Gesetzentwurf nicht innerhalb von drei Monaten unverändert an, findet nach mindestens zwei und höchstens vier Monaten nach Ablauf der Frist oder dem Beschluss des Landtages, den Entwurf nicht als Gesetz anzunehmen, über den Gesetzentwurf ein Volksentscheid statt. Die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens   können eine Fristverlängerung beantragen, wenn der Volksentscheid zeitgleich mit einer landesweit durchzuführenden Wahl stattfinden soll. Der Landtag, die Fraktionen des Landtages oder die Landesregierung können dem Volk jeweils einen eigenen Gesetzentwurf zum Gegenstand des Volksbegehrens zur Entscheidung mit vorlegen.

(4) Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mindestens jedoch ein Achtel der Wahlberechtigten mit „Ja“ gestimmt hat. 

Ein verfassungsändernder Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn zwei Drittel derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mindestens jedoch ein Viertel der Wahlberechtigten mit „Ja“ gestimmt haben.

(5) ehemals Absatz 6/ unverändert


II. Änderung des Volksabstimmungsgesetzes
	Jetzige Fassung
	Änderungsvorschläge AG Demokratie

	Gesetz über das Verfahren bei 
Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid

(Volksabstimmungsgesetz - VAbstG)*
	Gesetz über das Verfahren bei 
Einwohnerinitiative, Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid und Verfassungsreferendum
(Volksabstimmungsgesetz - VAbstG)*



	§ 1 Anwendungsbereich

Das Verfahren bei Volksinitiative, Volksbegehren und Volksentscheid nach den Artikeln 80 und 81 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt richtet sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes.
	§ 1 Anwendungsbereich

Das Verfahren bei Einwohnerinitiative, Volksinitiative, Volksbegehren, Volksentscheid und Verfassungsreferendum nach den Artikeln 78, 80a, 80b und 81 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt richtet sich nach den Vorschriften dieses Gesetzes.

	§ 2 Beteiligungsrecht

(1) Das Recht, sich an Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden zu beteiligen, haben alle Personen, die jeweils am Tag der Beteiligung das Wahlrecht zum Landtag von Sachsen-Anhalt besitzen.

 (2) …
	§ 2 Beteiligungsrecht

(1) Das Recht, sich an Einwohnerinitiativen zu beteiligen, haben alle Einwohner, die mindestens das 14. Lebensjahr vollendet und seit mindestens drei Monaten im Land Sachsen-Anhalt ihren Wohnsitz haben.

(2) Das Recht, sich an Volksinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheiden und Verfassungsreferenden zu beteiligen, haben alle Personen, die jeweils am Tag der Beteiligung das Wahlrecht zum Landtag von Sachsen-Anhalt besitzen. An einer Volksinitiative, deren Gegenstand vornehmlich Jugendliche betrifft, können sich abweichend von Satz 1 auch Jugendliche mit Vollendung des 14. Lebensjahres beteiligen, wenn sie ihren Wohnsitz seit mindestens drei Monaten im Land Sachsen-Anhalt haben.

(3) ehemals Absatz 2/ unverändert

	§ 3 Vertrauenspersonen

(1) …

(2) …
	§ 3 Vertrauenspersonen

(1) Die Einwohnerinitiative wird durch mindestens zwei beteiligungsberechtigte Vertrauenspersonen vertreten. Die Vertrauenspersonen sind berechtigt, im Namen der Unterzeichner verbindliche Erklärungen abzugeben und entgegenzunehmen.

(2) ehemals Absatz 1/ unverändert

(3) ehemals Absatz 2/ unverändert

	Volksinitiative
	Einwohnerinitiative, Volksinitiative

	§ 4 Gegenstand der Volksinitiative

Volksinitiativen können bestimmte Fragen der politischen Willensbildung zum Gegenstand haben, die das Land Sachsen-Anhalt betreffen und vom Landtag im Rahmen seiner verfassungsmäßigen Zuständigkeit behandelt werden können. Eine Volksinitiative kann auch einen mit Gründen versehenen Gesetzentwurf, der in der Gesetzgebungskompetenz des Landes liegt, zum Inhalt haben.
	§ 4 Gegenstand (…)
(1) Einwohnerinitiativen können bestimmte Fragen der politischen Willensbildung zum Gegenstand haben, die das Land Sachsen-Anhalt betreffen und von den ständigen Ausschüssen des Landtages im Rahmen ihrer Entscheidungszuständigkeiten gemäß der Geschäftsordnung des Landtages behandelt werden können.

(2) bisheriger Inhalt des § 4/ unverändert

(3) Die Gemeinden und Landkreise sind ihren Einwohnern behilflich, Einwohnerinitiativen oder Volksinitiativen einleiten zu können.

	§ 5 Antrag auf Behandlung

(1) Der Antrag auf Behandlung der Volksinitiative im Landtag ist schriftlich an die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages zu richten.
(2) Der Antrag muß enthalten

1. den vollständigen Wortlaut des Gegenstandes der Volksinitiative,

2. die persönliche und handschriftliche Unterschrift von mindestens 30 000 beteiligungsberechtigten Personen auf gesonderten Unterschriftsbögen nach § 6,

3. die Angabe der Vertrauenspersonen,

4. die Unterschriften der Vertrauenspersonen.

(3) …
	§ 5 Antrag auf Behandlung

(1) Der Antrag auf Behandlung der Einwohnerinitiative in einem oder mehreren ständigen Ausschüssen des Landtages ist schriftlich an den oder die Vorsitzenden des Ausschusses beziehungsweise der Ausschüsse zu richten.

(2) ehemals Absatz 1/ unverändert

(3) Der Antrag muss enthalten

1. den vollständigen Wortlaut des Gegenstandes der Einwohnerinitiative beziehungsweise der Volksinitiative,

2. die persönliche und handschriftliche Unterschrift von mindestens 1 000 beteiligungsberechtigten Personen bei Einwohnerinitiativen beziehungsweise von mindestens 10 000 beteiligungsberechtigten Personen bei Volksinitiativen auf gesonderten Unterschriftsbögen nach § 6,

3. die Angabe der Vertrauenspersonen,

4. die Unterschriften der Vertrauenspersonen.

(4) ehemals Absatz 3/ unverändert

	§ 6 Unterschriftsbogen

(1) Die Unterschriften für die Volksinitiative sind auf Unterschriftsbögen nach amtlichem Muster abzugeben.

…

(4) Amtliche Muster des Unterschriftsbogens werden auf Antrag von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages zur Verfügung gestellt.
	§ 6 Unterschriftsbogen

(1) Die Unterschriften für die Einwohnerinitiative beziehungsweise die Volksinitiative sind auf Unterschriftsbögen nach amtlichem Muster abzugeben. Durch die Vertrauenspersonen der Volksinitiative sind die Unterschriftsbögen mit einer durchgängigen Seitennummerierung (Paginierung) zu versehen.
…

(4) Amtliche (…) Unterschriftsbögen für die Einwohnerinitiative beziehungsweise für die Volksinitiative werden auf Antrag von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages im erforderlichen Umfang zur Verfügung gestellt.

(5) Durch die Gemeinden und Landkreise ist sicherzustellen, dass Unterschriftsbögen für Einwohnerinitiativen und Volksinitiativen in den öffentlichen Verwaltungen und Einrichtungen ausgelegt werden können. Näheres ist in den Hauptsatzungen zu regeln.

	§ 7 Entscheidung und Bekanntmachung

(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages entscheidet unverzüglich, ob der Antrag die Voraussetzungen der §§ 4 bis 6 erfüllt. Für die Prüfung der Unterschriften, die im Wege von Stichproben erfolgen kann, kann die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter hinzugezogen werden.

(2) Die Entscheidung ist unverzüglich den Vertrauenspersonen zuzustellen und samt dem Gegenstand der Volksinitiative im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt bekanntzumachen. Sie ist zu begründen, wenn der Antrag abgelehnt wird.
	§ 7 Entscheidung und Bekanntmachung

(1) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende des ständigen Ausschusses des Landtages entscheidet bei Einwohnerinitiativen unverzüglich, ob der Antrag die Voraussetzungen der §§ 4 bis 6 erfüllt. Bei Zweifeln über die sachliche Zuständigkeit des Ausschusses entscheidet die Landtagspräsidentin oder der Landtagspräsident. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident des Landtages entscheidet bei Volksinitiativen unverzüglich, ob der Antrag die Voraussetzungen der §§ 4 bis 6 erfüllt. Dabei ist auch zu entscheiden, ob der Gegenstand einer Volksinitiative nach § 2 Absatz 2 Satz 2 vornehmlich Jugendliche betrifft.  Für die Prüfung der Unterschriften, die im Wege von Stichproben erfolgen kann, kann die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter hinzugezogen werden.

(3) Die Entscheidung über eine Einwohnerinitiative beziehungsweise eine Volksinitiative ist unverzüglich den Vertrauenspersonen zuzustellen. Sie ist zu begründen, wenn der Antrag abgelehnt wird. Die Entscheidung über eine Volksinitiative ist samt dem Gegenstand im Ministerialblatt für das Land Sachsen-Anhalt bekanntzumachen. 

	§ 8 Behandlung nicht angenommener Volksinitiativen

(1) …

(2) Ist die Volksinitiative von mindestens 4000 beteiligungsberechtigten Personen unterzeichnet worden, haben die Vertrauenspersonen das Recht auf Anhörung durch den Petitionsausschuß.
	§ 8 Behandlung nicht angenommener Volksinitiativen

(1) unverändert.

(2) Ist die Volksinitiative von mindestens 1 000 beteiligungsberechtigten Personen unterzeichnet worden, haben die Vertrauenspersonen das Recht auf Anhörung durch die sachlich zuständigen Ausschüsse des Landtages.

	§ 9 Behandlung angenommener Volksinitiativen

(1) Angenommene Volksinitiativen, die keinen Gesetzentwurf zum Inhalt haben, sind vom Landtag innerhalb von vier Monaten nach der Bekanntmachung gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 abschließend zu behandeln.

(2) Angenommene Volksinitiativen nach Absatz 1 werden an den Petitionsausschuß überwiesen. Dieser hört die Vertrauenspersonen der Volksinitiative an und kann Empfehlungen der für den Gegenstand der Volksinitiative sachlich zuständigen Ausschüsse des Landtages sowie Gutachten von Sachverständigen einholen. Der Petitionsausschuß schließt seine Beratungen mit einer Beschlußempfehlung. Im Anschluß findet eine Aussprache zu der Volksinitiative im Landtag statt, bei der eine Vertrauensperson das Recht auf Anhörung hat.

(3) Angenommene Volksinitiativen, die einen Gesetzentwurf zum Inhalt haben, sind vom Landtag innerhalb von sechs Monaten entsprechend den Bestimmungen der Geschäftsordnung abschließend zu behandeln. Die Vertrauenspersonen sind in den Ausschüssen und in den Beratungen des Landtages zu hören.

(4) …

(5) …
	§ 9 Behandlung angenommener Einwohnerinitiativen und Volksinitiativen

(1) Ist eine Einwohnerinitiative gemäß § 7 Abs. 1 angenommen, ist das Anliegen spätestens in der übernächsten Sitzung des Ausschusses zu behandeln. Die Behandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. Die Vertrauenspersonen haben das Recht, angehört zu werden.

(2) Eine angenommene Volksinitiative wird vor anderen Beratungsgegenständen auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Landtages gesetzt, wenn sie mindestens eine Woche vor der Sitzung gemäß § 7 Abs. 3 Satz 3 im Ministerialblatt bekannt gemacht worden ist. Andernfalls ist die Volksinitiative in der darauffolgenden Sitzung des Landtages zu behandeln. Sie wird von einer der Vertrauenspersonen als Antragsteller eingebracht und in einer ersten Beratung behandelt. Mit dem Abschluss der ersten Beratung wird die Volksinitiative in einen Ausschuss bzw. mehrere Ausschüsse, die für den Gegenstand fachlich zuständig sind, überwiesen. Bei der Überweisung in mehrere Ausschüsse ist einem Ausschuss die Federführung zu übertragen. Der federführende Ausschuss hört die Vertrauenspersonen der Volksinitiative an. Mitberatende Ausschüsse sind zu der Anhörung einzuladen. Der federführende Ausschuss erarbeitet unter Beteiligung der mitberatenden Ausschüsse eine Beschlussempfehlung. Er kann dafür Gutachten von Sachverständigen einholen. Über die Beschlussempfehlung ist im Landtag spätestens drei Monate nach der ersten Beratung eine Aussprache durchzuführen und zu beschließen. Eine Vertrauensperson ist in der Aussprache zu hören. Bei Volksinitiativen, die einen Gesetzentwurf zum Gegenstand haben, ist die Beschlussempfehlung im Landtag spätestens nach 5 Monaten nach der ersten Beratung abschließend zu behandeln.
(5) ehemals Absatz 4/ unverändert

(6) ehemals Absatz 5/ unverändert

	Volksbegehren
	Volksbegehren

	Ohne Entsprechung
	§ 10a Gegenstand

Volksbegehren können darauf gerichtet werden, ein Landesgesetz zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben. Gegenstand eines Volksbegehrens kann auch eine Änderung der Landesverfassung sein. Haushaltsgesetze und Besoldungsregelungen können nicht Gegenstand eines Volksbegehrens sein. Haushaltsrelevante Gesetze sind zulässig, wenn ihre finanziellen Auswirkungen 1,5 v.H. des Gesamtvolumens des aktuellen Haushaltsplans nicht überschreiten.

	§ 10 Antrag auf Durchführung eines Volksbegehrens

(1) …

(2) Der Antrag muss enthalten 

1. einen ausgearbeiteten und mit Gründen versehenen Gesetzentwurf

2. die Unterstützung dieses Gesetzentwurfs durch persönliche und handschriftliche Unterschrift von mindestens 6000 beteiligungsberechtigten Personen auf gesonderten Unterschriftsbögen nach § 6 Abs. 1; im Übrigen gilt § 6 Abs. 2 und 3 entsprechend,

3. die Angabe der Vertrauenspersonen,

4. die Unterschriften der Vertrauenspersonen.

(3) Ist dem Volksbegehren eine zulässige Volksinitiative zum selben oder einem inhaltlich gleichen Gesetzentwurf vorausgegangen, den der Landtag sechs Monate nach der Bekanntmachung nicht unverändert angenommen hat, ist die Sammlung von Unterstützungsunterschriften für den Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens nach Absatz 2 Nr. 2 entbehrlich.

(4) …
	§ 10b Antrag auf Durchführung eines Volksbegehrens

(1) unverändert

(2) Der Antrag muss enthalten 

1. einen ausgearbeiteten und mit Gründen versehenen Gesetzentwurf

2. die Unterstützung dieses Gesetzentwurfs durch persönliche und handschriftliche Unterschrift von mindestens 
2 000 beteiligungsberechtigten Personen auf gesonderten Unterschriftsbögen nach § 6 Abs. 1; im Übrigen gilt § 6 Abs. 2 und 3 entsprechend,

3. die Angabe der Vertrauenspersonen,

4. die Unterschriften der Vertrauenspersonen.

(3) Ist dem Volksbegehren eine zulässige Volksinitiative zum selben oder einem inhaltlich gleichen Gesetzentwurf vorausgegangen, den der Landtag fünf Monate nach der Bekanntmachung nicht unverändert angenommen hat, ist die Sammlung von Unterstützungsunterschriften für den Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens nach Absatz 2 Nr. 2 entbehrlich.

(4) unverändert

	§ 11 Entscheidung

(1) …

(2) Der Antrag ist abzulehnen, wenn

1.  …,

2. …,

3. der Gesetzentwurf ein Haushaltsgesetz, Abgabengesetz oder Besoldungsregelungen zum Gegenstand hat oder

4. …

(3) …

(4) …
	§ 11 Entscheidung

(1) unverändert

(2) Der Antrag ist abzulehnen, wenn

1. unverändert,

2. unverändert,

3. der Gesetzentwurf ein Haushaltsgesetz (…) oder Besoldungsregelungen zum Gegenstand hat oder

4. unverändert

(3) unverändert

(4) unverändert

	§ 15 Eintragung, Unterschriftsbogen

(1) § 6 Abs. 1 bis 3 findet sinngemäß Anwendung, soweit Absatz 2 keine weitergehenden Regelungen enthält.

(2) …


	§ 15 Eintragung, Unterschriftsbogen, amtliche Sammlung

(1) § 6 Abs. 1 bis 5 findet sinngemäß Anwendung, soweit Absatz 2 keine weitergehenden Regelungen enthält.

(2) unverändert

(3) Die Vertrauenspersonen können verlangen, dass neben der freien Sammlung eine amtliche Sammlung in Behörden stattfindet. Die Gemeinden und Landkreise haben in ihrem Zuständigkeitsbereich amtliche Sammlungen zu unterstützen. 

	§ 17 Abschluß der Eintragungen

(1) ...

(2) Die Unterschriftsbögen sind innerhalb von zwei Wochen nach Meldebehörden geordnet an die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter zu übermitteln.
	§ 17 Abschluss der Eintragungen

(1) unverändert

(2) Die Unterschriftsbögen sind innerhalb von zwei Wochen an die jeweils zuständige Meldebehörde zu übermitteln.

	§ 18 Feststellung des Ergebnisses

(1) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter prüft die Ordnungsmäßigkeit des Eintragungsverfahrens und stellt nach Prüfung durch die Meldebehörden die Zahl der gültigen und ungültigen Eintragungen fest. Ist die erforderliche Zahl der Beteiligungsberechtigten nach Absatz 3 offensichtlich nicht erreicht, so genügt zur Feststellung der Zahl der gültigen und ungültigen Eintragungen die Prüfung auf der Grundlage einer repräsentativen Stichprobe.

(2) ...

(3) Haben mindestens neun vom Hundert der Beteiligungsberechtigten das Volksbegehren mit ihrer Unterschrift unterstützt, stellt die Landesregierung die Zulässigkeit des Volksbegehrens fest. Die Zahl der erforderlichen Unterschriften ermittelt die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter zum Tag der Annahme des Antrages durch die Landesregierung. Die Entscheidung der Landesregierung über die Zulässigkeit ist unverzüglich zu treffen.
	§ 18 Feststellung des Ergebnisses

(1) Die Meldebehörden ermitteln zunächst die Zahl der Eintragungen und teilen diese der Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter mit. Anschließend ermitteln die Meldebehörden nach Prüfung die Zahl der gültigen und ungültigen Eintragungen und übermitteln diese ebenfalls an die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter. Diese/r stellt die Gesamtzahl der gültigen und ungültigen Eintragungen fest. Die Prüfung durch die Meldebehörden nach Satz 2 entfällt, wenn durch die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter festgestellt wird, dass das Eintragungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt wurde oder die Gesamtzahl der Eintragungen die erforderliche Zahl von Beteiligungsberechtigten nach Absatz 3 unterschreitet.
(2) unverändert

(3) Haben mindestens 100.000 Beteiligungsberechtigten das Volksbegehren mit ihrer Unterschrift unterstützt, stellt die Landesregierung die Zulässigkeit des Volksbegehrens fest. (…) 

Die Entscheidung der Landesregierung über die Zulässigkeit ist unverzüglich zu treffen.

	Volksentscheid
	Volksentscheid und Verfassungsreferendum

	§ 20 Voraussetzung und Gegenstand

(1) Nimmt der Landtag den begehrten Gesetzentwurf nicht innerhalb von vier Monaten unverändert an, so hat die Landesregierung einen Volksentscheid herbeizuführen.

(2) …

(3) …

(4) Der Landtag kann einen konkurrierenden Gesetzentwurf zum selben Gegenstand mit zur Abstimmung stellen. Die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens haben das Recht, der Begründung des konkurrierenden Gesetzentwurfes eine Stellungnahme anzufügen.


	§ 20 Voraussetzung und Gegenstand
(1) Nimmt der Landtag einen nach § 10a in einem zulässigen Volksbegehren begehrten Gesetzentwurf nicht innerhalb von drei Monaten unverändert an, so hat die Landesregierung einen Volksentscheid herbeizuführen.

(2) …

(3) …

(4) Der Landtag, die Fraktionen des Landtages oder die Landesregierung können jeweils einen konkurrierenden Gesetzentwurf zum selben Gegenstand mit zur Abstimmung stellen. Die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens haben das Recht, der Begründung von konkurrierenden Gesetzentwürfen eine Stellungnahme anzufügen.
(5) Die Landesregierung hat ein Verfassungsreferendum herbeizuführen, wenn der Landtag ein Gesetz zur Änderung der Verfassung beschlossen hat.

	§ 21 Abstimmungstag, Abstimmungszeit

(1) Der Volksentscheid findet frühestens drei und höchstens sechs Monate nach Ablauf der in § 20 Abs. 1 bestimmten Frist oder dem Beschluß des Landtages, den begehrten Entwurf nicht als Gesetz anzunehmen, statt.
2) …
	§ 21 Abstimmungstag, Abstimmungszeit

(1) Der Volksentscheid findet frühestens zwei und höchstens vier Monate nach Ablauf der in § 20 Abs. 1 bestimmten Frist oder dem Beschluss des Landtages, den begehrten Entwurf nicht als Gesetz anzunehmen, statt. Die Vertrauenspersonen des Volksbegehrens können eine Fristverlängerung beantragen, wenn der Volksentscheid zeitgleich mit einer landesweit durchzuführenden Wahl stattfinden soll.
unverändert

(3) Der Zeitpunkt eines Verfassungsreferendums soll gemeinsam mit einer landesweit durchzuführenden Wahl stattfinden, die der Beschlussfassung des Landtages über eine Änderung der Verfassung am nächsten liegt. Der Landtag kann einen anderen Sonntag oder gesetzlichen Feiertag als Abstimmungstag bestimmen.

	§ 24 Stimmzettel

(1) …

(2) Die mit dem Volksentscheid vorgelegte Frage ist so zu stellen, daß sie mit „Ja“

oder „Nein“ beantwortet werden kann.

(3) …

(4) …
	§ 24 Stimmzettel

(1) unverändert

(2) Die mit dem Volksentscheid oder dem Verfassungsreferendum vorgelegte Frage ist so zu stellen, dass sie mit „Ja“

oder „Nein“ beantwortet werden kann.

(3) unverändert

(4) unverändert

	§ 27 Ergebnis des Volksentscheides

(1) Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mit „Ja“ gestimmt hat. Es müssen jedoch mindestens ein Viertel der Wahlberechtigten zugestimmt haben, es sei denn, der Landtag hat dem Volk einen konkurrierenden Gesetzentwurf zum Gegenstand des Volksbegehrens zur Entscheidung mit vorgelegt.

(2) ...

(3) Ein verfassungsändernder Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn zwei Drittel derjenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, mindestens jedoch die Hälfte der Beteiligungsberechtigten mit „Ja“ gestimmt haben.
	§ 27 Ergebnis des Volksentscheides

(1) Ein Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mindestens jedoch ein Achtel der Wahlberechtigten mit „Ja“ gestimmt hat. (…)
(2) unverändert

(3) Ein verfassungsändernder Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid angenommen, wenn zwei Drittel derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mindestens jedoch ein Viertel der Wahlberechtigten mit „Ja“ gestimmt haben.

(4) Eine durch den Landtag beschlossene Änderung der Verfassung ist durch ein Verfassungsreferendum angenommen, wenn die Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme gültig abgegeben haben, mit „Ja“ gestimmt haben.

	Schlussvorschriften
	

	§ 31 Kosten

(1) – (5) …

(6) Für Amtshandlungen im Zuge der Durchführung dieses Gesetzes werden keine Gebühren oder Auslagen erhoben. Das Land erstattet den Gemeinden die ihnen durch einen Volksentscheid entstandenen notwendigen Kosten unter Ausschluß der laufenden Kosten für Personal- und Sachmittel. Für die Inanspruchnahme von Räumen und Gebäuden der Gemeinden wird keine Erstattung gewährt.
	§ 31 Kosten

(1) – (5) unverändert

(6) Für Amtshandlungen im Zuge der Durchführung dieses Gesetzes werden keine Gebühren oder Auslagen erhoben. Das Land erstattet den Gemeinden die ihnen durch ein Volksbegehren oder einen Volksentscheid entstandenen notwendigen Kosten unter Ausschluss der laufenden Kosten für Personal- und Sachmittel. Für die Inanspruchnahme von Räumen und Gebäuden der Gemeinden wird keine Erstattung gewährt.
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